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#
Klaus Kwasniewski

Alternative 
Schiffahrtspolitik

Die Forderung des Berliner Ge­
werkschaftstages der ÖTV an 

ihren Hauptvorstand, ein alternati­
ves Konzept zur Schiffahrtspolitik 
der Bundesregierung zu entwik- 
keln, das ,,auch die Überführung 
von privatwirtschaftlich betriebe­
nen Schiffahrtsunternehmen in Ge­
meineigentum vorsehen soll, so­
fern dies für die Versorgung der 
Bundesrepublik unerläßlich ist“ , 
hat nicht nur an der Küste, sondern 
auch in Bonn für Aufsehen gesorgt. 
Ist die Verstaatlichung eines Teils 
der deutschen Seeschiffahrt tat­
sächlich eine sinnvolle Alternative 
zur gegenwärtigen Schiffahrtspoli­
tik?

Z u n ^ h s t ist festzuhalten, daß 
die Ursachen der gegenwärtigen 
Probleme der Schiffahrt zum Teil 
im internationalen Bereich zu su­
chen sind. Zu nennen sind hier 
Frachtratenunterbietungen der 
Staatshandelsländer, die Flaggen­
diskriminierung und der zuneh­

mende Schiffahrtsprotektionismus. 
Auf diese Faktoren hat die Schiff­
fahrtspolitik der Bundesregierung 
nur einen geringen Einfluß. Sie 
kann lediglich versuchen, einige ih­
rer Auswirkungen im Rahmen von 
bilateralen und multilateralen Ver­
handlungen abzuschwächen. An 
dieser Situation würde auch eine 
verstaatlichte Seeschiffahrt nichts 
ändern.

Weiter sind die Probleme der 
deutschen Seeschiffahrt auf die im 
Vergleich zu einigen anderen und 
insbesondere zu den sogenannten 
Billigflaggen hohen und -  teilweise 
im Zusammenhang mit Wechsel­
kursverschiebungen -  steigenden 
Betriebskosten, und hierunter vor 
allem die Heuern, zurückzuführen. 
Dies ist denn auch der Hauptgrund 
dafür, daß seit einigen Jahren ein 
Teil der deutschen Schiffe eben­
falls u n te r ,,billigen“ Flaggen fährt. 
Nur so können sie ihre Kosten­
nachteile ausgleichen, da am 
Frachtenmarkt nicht immer die 
dem deutschen Kostenniveau an­
gemessenen Frachtraten durchge­
setzt werden können. Gerade die­
se ausgeflaggten deutschen Schif­
fe, die dann übenwiegend mit aus­
ländischen, geringere Lohnkosten 
verursachenden Seeleuten besetzt 
werden, sind -  verständlicherwei­
se -  ein Dorn im Auge der ÖTV 
und ein Hauptgrund ihrer Berliner 
Forderung.

Doch welche Vorteile würde eine 
Verstaatlichung dieser Schiffe mit 
sich bringen? Sie würde wohl -  
abgesehen davon, daß der Staat 
dann einen direkten Zugriff hätte -  
auf eine Subventionierung von Ar­
beitsplätzen für deutsche Seeleute 
hinauslaufen und die deutsche 
Handelsflotte für den deutschen 
Steuerzahler noch teurer machen, 
als sie.es bisher schon ist. Der öko­
nomisch sinnvollere Weg ist dem­
gegenüber für ein Hochlohnland 
wie die Bundesrepublik der einer 
konsequenten, verstärkten Ratio­
nalisierung, auch im Bereich des 
Bordbetriebes. Das Rationalisie­

rungserfordernis gilt nicht nur für 
die übrige Wirtschaft, will sie inter­
national wettbewerbsfähig bleiben, 
sondern auch und gerade für die 
Seeschiffahrt, die von Hause aus 
international ist.

Inzwischen hat der Hauptvor­
stand der ÖTV darauf hingewie­
sen, daß die Gewerkschaft nicht an 
eine A r t ,,Bundesbahn zur See mit 
beamteten Seeleuten“ denkt, son­
dern an ,,Unternehmen, in denen 
durch staatliche Auflagen oder Be­
teiligungen sichergestellt wird, daß 
deutsche Schiffe unter deutscher 
Flagge und damit im Geltungsbe­
reich unserer Rechtsordnung blei­
ben“ . Dies liefe nun zwar auf keine 
verstaatlichten, aber doch für einen 
Teil der Seeschiffe immerhin wohl 
auf ,,halbstaatliche“ Reedereien 
hinaus. Und auch in diesem Falle 
wären die zum Ausgleich der Wett­
bewerbsnachteile erforderlichen 
Bau- und Betriebskostenzuschüs­
se immens, wie die Beispiele 
Frankreichs, Italiens, Großbritan­
niens und der USA zeigen. Dort 
werden für die staatlichen und 
halbstaatlichen Schiffahrtsunter­
nehmen Beträge ausgegeben, die 
die deutschen Haushaltsansätze 
weit übersteigen.

Die Lösung der Ausflaggungs­
problematik, die auf absehbare Zeit 
zweifellos zu den schwierigsten 
verkehrspolitischen Themen ge­
hört, was durch den Vorstoß der 
ÖTV noch einmal sehr deutlich un­
terstrichen wurde, dürfte daher nur 
mit anderen Strategien zu errei­
chen sein. Im Vordergrund der ent­
sprechenden Überlegungen sollte 
stehen, wie der soziale Schutz und 
Status der deutschen Seeleute und 
die Arbeitsbedingungen schlecht­
hin auf ausgeflaggten Schiffen ver­
bessert werden können, wie die Si- 
cherheits- und Bemannungsvor­
schriften den internationalen Stan­
dards angepaßt werden können 
und wie sich die Bundesregierung 
ein Zugriffsrecht auf die ausge­
flaggten deutschen Schiffe in Kri- 
senzaiten sichern kann.
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